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Einleitung 

Preußische Verwaltungsgerichtsbarkeit vor dem 1. Weltkrieg wird 
herkömmlicherweise als eine der positiven Errungenschaften des libe-
ralen Rechtsstaats des späten 19. Jahrhunderts angesehen. Besonders 
hingewiesen wird auf eine für den rechtssuchenden Bürger befriedi-
gende wie für die wissenschaftliche Entfaltung des Verwaltungsrechts 
verdienstvolle Spruchpraxis des Oberverwaltungsgerichts1• Dabei be-
steht Einigkeit, daß nur das OVG aufgrund seiner unabhängigen Stel-
lung als echtes "Gericht" anzusehen sei, während bei der Kürze der 
Abhandlungen auf die Problematik der Ausgestaltung der unteren 
Instanzen nicht weiter eingegangen wird!. 

Ebenso fehlen in der rechtsgeschichtlichen Literatur Erörterungen 
darüber, in welchem Umfang überhaupt eine Zuständigkeit der preußi-
schen Verwaltungsgerichtsbarkeit eröffnet war; diese für die Qualität 
von Verwaltungsrechtsschutz entscheidende Frage wird leicht von 
einem durch das moderne Verwaltungsprozeßrecht geprägten Beobach-
ter übersehen, für den die Zulässigkeit des Verwaltungsrechtsweges 
dank der Generalklausel des § 40 VwGO v. 21. 1. 1960 allenfalls in der 
Abgrenzung zum ordentlichen Rechtsweg problematisch sein kann: die 
herkömmliche Literatur beschränkt sich denn auch - mit einer einzi-
gen Ausnahme3 - ohne nähere Problematisierung auf den Hinweis, die 
Zuständigkeit der preußischen Verwaltungsgerichtsbehörden sei - mit 
Ausnahme einer Generalklausel für Polizeiverfügungen - nach dem 
Enumerativprinzip geregelt gewesen. 

Die vorliegende Arbeit zielt darauf, zu einer differenzierteren Sicht 
der preußischen Verwaltungsgerichtsbarkeit beizutragen. Dabei stehen 
zwei Teilaspekte im Vordergrund. Zum einen widmet sich - nach 
einem skizzenmäßigen überblick über die Theorie des Verwaltungs-
rechtsschutzes im 19. Jahrhundert und die Einführung preußischer 

1 Als Beispiele hierfür - abgesehen von zeitgenössischen Stellungnahmen 
wie die zum 25jährigen Jubiläum im Jahre 1900 in PrVBl 22 (1900), S. 95 - 98 
- s. Frege, S. 136 f.; v. Unruh, DVBI 1975, S. 838 (844 - 846); Steinbömer, 
DVBl 1975, S. 857 (861 - 863); in Bezug auf bestimmte Gebiete der Rspr. 
Häberle, S. 270 f., wobei lediglich dieser Autor aufgrund einer eingehenden 
Untersuchung zu seinem Urteil gelangt; weiterhin Wichardt, S. 44 ff., 
Schultze, S. 295 ff. 

2 s. Steinbömer, S. 858; v. Unruh, S. 844; Menger, S. 725 f. 
3 Steinbömer, S. 860 f. 
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Verwaltungsgerichtsbarkeit im Ersten Teil - die Untersuchung im 
Zweiten Teil der Gerichtsverfassung; dabei liegt - abgesehen von den 
Erörterungen zum OVG - ein Schwerpunkt bei der bisher vernachläs-
sigten Bezirks-(Mittel-)instanz. Aufgabe einer solchen rechtshistori-
schen Untersuchung ist es, die Qualitäten eines bestimmten Modells 
von Gerichtsverfassung abzustecken und mögliche Beeinflussungen 
der Rechtsprechung aufgrund der Ausgestaltung dieser Gerichtsverfas-
sung aufzuzeigen. 

Kann durch die Untersuchung der Gerichtsverfassung eine der Kom-
ponenten für die Qualität von Rechtsschutz im Interesse des Rechts-
suchenden bestimmt werden, so ergibt sich eine weitere aus dem Um-
fang der Zulässigkeit des Rechtsweges. Der Vierte Teil beschäftigt sich 
daher mit der Frage, in welchen Fällen und nach welchen inhaltlichen 
Kriterien in Preußen der Verwaltungs rechtsweg eröffnet war; die Er-
örterungen des Dritten Teil über die Unterschiede zwischen den Ver-
waltungsstreitverfahren und dem in einer Vielzahl von Fällen allein 
zulässigen Beschlußverfahren machen - als Vorbereitung des Vierten 
Teils - deutlich, inwieweit außer dem Verwaltungsstreitverfahren 
auch das Beschlußverfahren dem Rechtssuchenden ausreichende Mög-
lichkeiten zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen einräumte. 
Bei den Erörterungen des Vierten Teils über den Umfang der Eröff-
nung des Verwaltungsrechtsweges wird zu klären sein, welche Inter-
essenlage bei bestimmten Verwaltungsangelegenheiten gerade die 
schließlich Gesetz gewordene Ausgestaltung der Zulässigkeit des einen 
oder anderen Verfahrens bedingte. 

Eine derartige rechtshistorische Untersuchung erscheint methodisch 
nur unter der Bedingung sinnvoll, daß sie Recht nicht als isoliertes 
Phänomen begreift, sondern die soziale Umgebung in die Betrachtung 
einbezieht4• Rechtsgeschichte beschränkt sich dann nicht darauf, histo-
rische Ereignisse der Rechtssphäre, in der vorliegenden Arbeit etwa 
die Tatsache einer bestimmten Gesetzgebung, genau aufzuzeigen; viel-
mehr muß sie fragen, welcher soziale Kontext gerade diese Entwicklung 
ermöglicht hat, wie bestimmte rechtliche Regelungen sich in der Rechts-
wirklichkeit entfalten und welche Rückwirkungen diese auf die soziale 
Umgebung zeigt. Kriterium der Untersuchung ist dabei nicht allein, was 
die handelnden Subjekte bezweckten oder zu bezwecken vorgaben, 
sondern welche objektiven Wirkungen sich einstellten. 

4 So fordert mit Recht Grimm, S. 18 ff. für die Rechtsgeschichte; weitere 
Nachweise zum Diskussionsstand in dieser Frage ebd., S. 21 N. 20. 



Erster Teil 

Überblick 

1. Die Theorie von Verwaltungsrechtsschutz 
in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts und das 

Spannungsverhältnis Justiz - Verwaltung 

Die Frage der Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen der Verwaltung 
beschäftigte schon seit Anfang des 19. Jahrhunderts Wissenschaft und 
Praxis, wobei umstritten blieb, inwieweit dieser Rechtsschutz in die 
Zuständigkeit der Justiz fiel oder aber als sog. Administrativjustiz der 
Verwaltung vorbehalten wars. Als Argument zugunsten eines Rechts-
schutzes durch die Justiz wurde vor allem angeführt, daß die Gerichts-
barkeit ihre Funktion als Hüterin der Individualrechtssphäre auch 
gegenüber dem Staat wahrzunehmen habe, wobei allerdings kontrovers 
war, in welchem Umfang diese Sphäre im Verhältnis zum Staat ge-
schützt ware. Dagegen betonten die Anhänger eines der Verwaltung 
selbst zugeordneten Rechtsschutzes, der Richter dürfe aus Gründen der 
Gewaltenteilung nicht zum Herrn der Regierung oder Verwaltung 
werden7• Außerdem sei die Natur der Regierung von der der Recht-
sprechung verschieden: im ersten Fall gehe es um die Verwirklichung 
von Interessen der Allgemeinheit in den Schranken des Rechts; die 
Justiz habe vom Standpunkt der Gerechtigkeit aus zu urteilen, und 
der Richter wisse nicht genügend die Zweckmäßigseit einer Verwal-
tungsanordnung zu berücksichtigen8• Eine Rechtskontrolle durch die 
Justiz würde die Verwaltung lähmenD, im übrigen verlören die Hand-
lungen des Staates ihre höhere Autorität, wenn er dem Untertan als 
"bloße Privatpartei" einer Justizsache gegenübertreteto. 

5 Dazu als vorzügliche Zusammenstellung der unterschiedlichen Positionen 
Erichsen, S. 221 - 237 für die Kontrolle durch die Justiz, S. 237 - 257 für eine 
Kontrolle durch der Verwaltung zugeordnete Einrichtungen; zur rechtlichen 
Ausgestaltung in den einzelnen Ländern des Deutschen Bundes s. Poppitz, 
AöR 72 (1943), S. 158 (173 ff.). 

• Erichsen, S. 215, 221. 
7 Vgl. Erichsen, S. 240, 247, 253; Poppitz, AöR 73 (1944), S. 3 (16 ff.). 
8 Vgl. Erichsen, S. 247, 251 f., 254; Poppitz, ebd., S. 19 ff. 
9 Vgl. Poppitz, ebd., S. 19. 
10 Vgl. Erichsen, S. 250. 


